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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 1/69 — des 
Gerwin Minrath, Bad Breisig, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 im Wahlkreis 149 


(Ahrweiler) 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 1. Oktober 1969 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 6. Deutschen Bundestag im Wahl- 
kreis 149 (Ahrweiler) eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Am 5. September 1969 sei er nach seiner Heirat 
von seinem früheren Wohnsitz in Remagen- 
Kripp, Rheinallee 38, nach Bad Breisig, Loh- 
kump 3 - beide Gemeinden im Wahlkreis 149 - 
umgezogen. Die polizeiliche Anmeldung in Bad 
Breisig habe am 9. September 1969 stattge- 
funden. Unmittelbar nach der Anmeldung habe 
er das Wahlamt Bad Breisig aufgesucht und dort 
die kurz zuvor empfangene Wahlbenachrichti- 
gung des Wahlamtes in Remagen vorgelegt und 
um Aufnahme in das Wählerverzeichnis in Bad 
Breisig gebeten. Dort sei ihm mitgeteilt worden, 
trotz seiner Wohnortsveränderung müsse er 
sein Wahlrecht in Remagen ausüben und könne 
nicht in die Wahlliste des Bezirks Breisig aufge- 
nommen werden. 

Am Tag der Bundestagswahl sei er nachmittags 
nach Remagen gefahren und habe das nach 
seiner Wahlbenachrichtigung zuständige Wahl- 
lokal des Bezirks VI - Remagen-Kripp, Alte 
Schule - aufgesucht. Dort habe er gegen 16.00 
Uhr von dem Wahlhelfer erfahren, daß er im 
Wählerverzeichnis des Bezirks gestrichen wor- 
den sei und deshalb das Wahlrecht nicht aus- 
üben könne. In Anbetracht der vorgerückten 
Zeit sei es ihm nicht mehr möglich gewesen, 
weitere Schritte zu unternehmen. 

Der Einspruchsführer erklärt, er fühle sich durch 
die Wahlorgane der genannten Wahlbezirke in 


unerträglicher Weise in seinen Grundrechten be- 
einträchtigt, da sie ihn daran gehindert hätten, 
sein in der Verfassung garantiertes Wahlrecht 
auszuüben. 

Der Einspruchsführer beantragt, die Wahl im 
Wahlkreis 149 (Ahrweiler) für ungültig zu er- 
klären. 

Der Ausschuß hat die Gemeinden Bad Breisig 
und Remagen um Stellungnahme zu dem Vor- 
bringen des Einspruchsführers gebeten. Aus 
diesen ergibt sich, daß dem Einspruchsführer 
irrtümlicherweise eine falsche Auskunft erteilt 
wurde, die zu dem vom Einspruchsführer gerüg- 
ten Ausschluß von der Bundestagswahl führte. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch aus den nach- 
folgenden Gründen offensichtlich unbegründet. 

Gern. § 15 Abs. 1 BWO i. d. F. vom 8. April 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 240) sind in das Wählerver- 
zeichnis alle Wahlberechtigten von Amts wegen 
einzutragen, die am 35. Tage vor der Wahl (Stich- 
tag) für einen Wahlbezirk bei der Meldebehörde 
angemeldet sind. Der Einspruchsführer war bei der 
Aufstellung des Wählerverzeichnisses für die Stadt 
Remagen am Stichtag, dem 24. August 1969, polizei- 
lich in Remagen-Kripp, Rheinallee 38, gemeldet und 
wurde ordnungsgemäß in das Wählerverzeichnis 
der Stadt aufgenommen. 

Nach § 15 Abs. 2 Bundeswahlordnung (BWO) ist ein 
Wahlberechtigter, der seine Wohnung nach dem 
Stichtag, aber vor dem Beginn der Auslegungsfrist 
in einen anderen Wahlbezirk verlegt, im Wähler- 
verzeichnis zu streichen. 

Da der Einspruchsführer sich am 5. September 1969 
polizeilich in Remagen abgemeldet hat, die Aus- 
legung des Wählerverzeichnisses vom 7. bis 14. Sep- 
tember 1969 erfolgte, war er von Amts wegen im 
Wählerverzeichnis zu streichen. 
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Aus § 15 Abs. 2 BWO ergibt sich ferner, daß ein 
Wahlberechtigter, der sich nach dem Stichtag, aber 
vor Beginn der Auslegungsfrist anmeldet, in das 
Wählerverzeichnis des neuen Wahlbezirks von 
Amts wegen einzutragen ist. Daraus folgt, daß 
Wahlberechtigte, die in den 14 Tagen zwischen dem 
Stichtag der Aufstellung (24. August 1969) und dem 
Beginn der Auslegung des Wählerverzeichnisses 
(7. September 1969) umziehen und sich bei der für 
die alte Wohnung zuständigen Meldebehörde abge- 
meldet, aber bei der für die neue Wohnung zustän- 
digen Meldebehörde noch nicht angemeldet haben, 
von Amts wegen in keinem Wählerverzeichnis ge- 
führt werden. Nach § 15 Abs. 2 BWO sollen sie bei 
der Anmeldung darüber belehrt werden, daß sie nur 
auf Einspruch in das Wählerverzeichnis des neuen 
Wahlbezirks eingetragen werden. 

Die Voraussetzungen für eine Eintragung gern. § 15 
Abs. 2 BWO im Wählerverzeichnis der Zuzugs- 
gemeinde - Bad Breisig - waren somit gegeben, der 
Einspruchsführer hätte dahin belehrt werden müs- 
sen, daß er sich mit dem örtlichen Wahlamt in Ver- 
bindung setzen müsse, wenn er nicht Gefahr laufen 
wolle, in keiner Wählerliste geführt zu werden. 

Aus der Stellungnahme der Verbandsgemeindever- 
waltung Bad Breisig vom 12. November 1969 ergibt 
sich, daß dem Einspruchsführer höchstens irrtümlich 
keine oder eine falsche Auskunft erteilt worden 
sein könnte. 

Der Einspruchsführer ist damit zu Unrecht durch 
amtliche Stellen an der Ausübung seines Wahl- 
rechts gehindert worden, so daß insoweit ein Ver- 
stoß gegen § 15 Abs. 2 BWO unterstellt werden 


muß. Da dieser Verstoß jedoch auf das Wahlergeb- 
nis im betroffenen Wahlkreis ohne Einfluß geblie- 
ben ist, muß der Einspruch insoweit als offensicht' 
lieh unbegründet zurückgewiesen werden. Das Bun- 
desverfassungsgericht hat in einer Entscheidung 
festgestellt, daß alle Verstöße gegen Wahlrechtsbe- 
stimmungen von vornherein als unerheblich aus- 
scheiden, „die die Ermittlung des Wahlergebnisses 
nicht berühren. Aber auch Wahlfehler, die die Er- 
mittlung des Wahlergebnisses betreffen, können die 
Beschwerde dann nicht rechtfertigen, wenn sie an- 
gesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf 
die Mandatsverteilung haben konnten". [BVerfGE 
Bd. 4, 370 (372 f.)]. Die Teilnahme des Einspruchs- 
führers hätte auch hinsichtlich der Zweitstimme 
keinen Einfluß auf die Mandatsverteilung im Bun- 
destag gehabt. 

Der Einspruch war daher trotz eines Verstoßes 
gegen § 15 Abs. 2 BWO im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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